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1. Instanz

Aktenzeichen S 3 RJ 845/99 A
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2. Instanz

Aktenzeichen L 16 RJ 623/01
Datum 09.03.2004

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung gegen das Urteil des Sozialgerichts Landshut vom 27. April 2001
wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist ein Anspruch des KlÃ¤gers auf GewÃ¤hrung einer Rente wegen
verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit.

Der 1950 in Jugoslawien geborene KlÃ¤ger hat nach eigenen Angaben bis Dezember
1991 in Jugoslawien Ã¼berwiegend den dort 1966 bis 1969 erlernten Beruf des
Maschinenschlossers ausgeÃ¼bt und war in Deutschland von Januar 1992 bis MÃ¤rz
1993 als Hilfskraft in der Industrie-Elektrik sowie von Mai 1993 bis zu einem
Arbeitsunfall vom 10. Februar 1997 als ungelernter Malerhelfer
versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt. Von April 1997 bis zu seiner Ausreise nach
Bosnien-Herzegowina bezog er Sozialleistungen. Er bezieht dort seit 7. Dezember
2001 eine Invalidenrente. Die GewÃ¤hrung einer Verletztenrente aus der deutschen
Unfallversicherung wurde abgelehnt (zuletzt Urteil des Landessozialgerichts Baden-
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WÃ¼rttemberg vom 21. Juli 1999 â�� L 7 U 3787/99 -).

Aus einer vom 2. Februar bis 2. MÃ¤rz 1998 wegen LendenwirbelsÃ¤ulen-
Beschwerden durchgefÃ¼hrten stationÃ¤ren RehabilitationsmaÃ�nahme wurde der
KlÃ¤ger als arbeitsfÃ¤hig im zuletzt ausgeÃ¼bten Beruf entlassen
(Entlassungsbericht vom 4. MÃ¤rz 1998). Vom 3. April 1998 bis 23. April 1998
wurde eine stationÃ¤re orthopÃ¤dische Schmerztherapie durchgefÃ¼hrt
(Entlassungsbericht vom 23. April 1998), unterbrochen durch eine stationÃ¤re
Behandlung vom 17. MÃ¤rz bis 3. April 1998 wegen einer akuten
Gastrointestinalblutung (Entlassungsbericht vom 14. April 1998 mit dem
Nebenbefund einer beidseitigen peripheren arteriellen Verschlusskrankheit vom
Unterschenkeltyp, Stadium IIb; erneute stationÃ¤re Behandlung wegen
Gastroenteritis vom 10. bis 19. Juni 1998). Am 19. Mai 1998 erfolgte eine Laser-
Discusdekompression L4/L5.

Am 2. Juli 1998 beantragte der KlÃ¤ger Ã¼ber die Landesversicherungsanstalt
Baden-WÃ¼rttemberg die GewÃ¤hrung einer Rente wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit. Wegen der am 10. Februar 1997 erlittenen Verletzungen
(Rippenserienfraktur 6. â�� 9. Rippe rechts, Knieprellung links) und
Bandscheibenbeschwerden kÃ¶nne er keine ErwerbstÃ¤tigkeit mehr ausÃ¼ben.

Die Beklagte holte (u.a.) eine Auskunft des letzten langjÃ¤hrigen Arbeitgebers
Ã¼ber die TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers von 1993 bis 1997 sowie Gutachten des
OrthopÃ¤den Dr. L. vom 30. September 1998 und des SozialÃ¤rztlichen Dienstes
der Landesversicherungsanstalt Baden-WÃ¼rttemberg (Dr. E.) vom 5. Oktober 1998
ein. Beide Gutachter hielten den KlÃ¤ger noch fÃ¼r fÃ¤hig, leichte bis
mittelschwere kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten mit einigen qualitativen
LeistungseinschrÃ¤nkungen vollschichtig zu verrichten.

Daraufhin lehnte die Beklagte den Rentenantrag vom 2. Juli 1998 ab (Bescheid vom
10. November 1998). Bei vollschichtiger LeistungsfÃ¤higkeit fÃ¼r leichte und
zeitweise mittelschwere Arbeiten liege beim KlÃ¤ger keine Berufs- oder
ErwerbsunfÃ¤higkeit vor. Den dagegen erhobenen Widerspruch wies die Beklagte
nach Auswertung eines arbeitsamtsÃ¤rztlichen Gutachtens vom 20. Oktober 1998
(mit der Leistungsbeurteilung vollschichtig leichte Arbeiten mit qualitativen
EinschrÃ¤nkungen) und eines nervenÃ¤rztlichen Berichtes aus Bosnien-
Herzegowina vom 23. April 1999 (mit der Diagnose eines depressiven Syndroms)
zurÃ¼ck (Widerspruchsbescheid vom 8. Juni 1999). Der KlÃ¤ger kÃ¶nne noch
vollschichtig leichte bis gelegentlich mittelschwere Arbeiten zu ebener Erde ohne
Ã¼berwiegend einseitige KÃ¶rperhaltung verrichten und sei als ungelernter
Arbeiter ohne Benennung einer VerweisungstÃ¤tigkeit auf den allgemeinen
Arbeitsmarkt verweisbar.

Dagegen hat der KlÃ¤ger am 7. Juli 1999 zum Sozialgericht Landshut (SG) Klage
erhoben. KÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten kÃ¶nne er nur unter GefÃ¤hrdung seiner
Restgesundheit ausÃ¼ben, auf geistige TÃ¤tigkeiten sei er aufgrund fehlender
beruflicher Kenntnisse nicht verweisbar.
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Das SG hat den KlÃ¤ger ambulant durch den OrthopÃ¤den und Rheumatologen Dr.
S. , die Neurologin und Psychiaterin Dr. S. und den Allgemeinmediziner Dr. Z.
begutachten lassen. Die SachverstÃ¤ndigen haben beim KlÃ¤ger ein
WirbelsÃ¤ulensyndrom bei AbnÃ¼tzungserscheinungen ohne wesentliche
neurologische AusfÃ¤lle, ein medikamenteninduziertes Magen- und
ZwÃ¶lffingerdarmgeschwÃ¼rsleiden sowie eine leichtergradige depressive
StÃ¶rung diagnostiziert und ihn fÃ¼r fÃ¤hig erachtet, zumindest leichte Arbeiten
mit einigen qualitativen LeistungseinschrÃ¤nkungen vollschichtig zu verrichten
(Gutachten vom 25. April 2001).

Das SG hat sich dieser LeistungseinschÃ¤tzung angeschlossen und die Klage
abgewiesen (Urteil vom 27. April 2001). Als ungelernter Arbeiter sei der noch
vollschichtig leistungsfÃ¤hige KlÃ¤ger auf den allgemeinen Arbeitsmarkt
verweisbar.

Gegen das ihm am 14. August 2001 zugestellte Urteil hat der KlÃ¤ger am 5.
November 2001 (Eingang beim SG) Berufung eingelegt. Er sei zwischenzeitlich
mehrmals im Krankenhaus gewesen und aufgrund des Arbeitsunfalls vom 10.
Februar 1997 auf Dauer arbeitsunfÃ¤hig.

Er hat dem Bayer. Landessozialgericht (LSG) die medizinischen Unterlagen der
Invalidenkommission B. Ã¼ber die im Jahr 2001 in Bosnien-Herzegowina erfolgte
Rentenbegutachtung (Abschlussuntersuchung am 7. Dezember 2001) sowie
medizinische Unterlagen aus dem Jahr 2000 vorgelegt. ErgÃ¤nzend hat die Beklagte
die aufgrund eines weiteren Antrags auf GewÃ¤hrung einer Rente wegen
verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit vom 11. Oktober 2002 aus Bosnien-Herzegowina
Ã¼bermittelten medizinischen Unterlagen vorgelegt, darunter Berichte des
Allgemeinkrankenhauses S. vom 23. April 1999 und April 2001 und des
Nervenarztes Dr. G. vom 18. April 2001.

Nachdem der KlÃ¤ger mitgeteilt hatte, er kÃ¶nne nicht zur Untersuchung nach
Deutschland reisen, hat der Senat zur Auswertung der vorliegenden medizinischen
Unterlagen Aktenlagegutachten der SachverstÃ¤ndigen Dr. S. (OrthopÃ¤de) vom 4.
Juli 2002 und Dr. K. (Neurologe und Psychiater) vom 10. Januar 2003 eingeholt.

Dr. S. hat beim KlÃ¤ger folgende GesundheitsstÃ¶rungen festgestellt:

â�� Chronisches Schmerzsyndrom in der LendenwirbelsÃ¤ulen-, Kreuzbeinregion
nach Deckplatteneinbruch des 5. Lendenwirbels, Bandscheibenvorfall zwischen 4.
und 5. Lendenwirbel, BandscheibenvorwÃ¶lbung zwischen 5. Lendenwirbel und 1.
Kreuzbeinwirbel mit Wirbelgleiten zwischen 4. und 5. Lendenwirbel bei
Anlageanomalie des 1. Kreuzbeinwirbels.
â�� Zustand nach Rippenserienfraktur 6. bis 9. Rippe rechts vom 10. Februar 1997.
â�� Kniegelenksarthrose links.
â�� Erstgradige Varikosis beider Unterschenkel.
â�� Nacken-Schulter-Armsyndrom links.
â�� Zustand nach Laser-Diskusdekompression L4/L5 rechts vom 19. Mai 1998.
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Zwar liege beim KlÃ¤ger rÃ¶ntgenologisch ein schwerwiegender Befund von Seiten
der LendenwirbelsÃ¤ule vor, doch kÃ¶nne der KlÃ¤ger seit Juli 1998 noch
vollschichtig leichte TÃ¤tigkeiten im Wechselrhythmus ohne schweres Heben und
Tragen oder gebÃ¼ckte Zwangshaltung verrichten. BezÃ¼glich der
Unfallverletzungen vom 10. Februar 1997 lÃ¤gen keine Hinweise auf akute
SchÃ¤digungen mit bedeutenden FunktionsstÃ¶rungen vor.

Dr. K. hat eine Ende 1998 beginnende rezidivierende depressive StÃ¶rung
mÃ¤Ã�iger AusprÃ¤gung ohne Anhaltspunkte fÃ¼r eine EndogenitÃ¤t des
Krankheitsbildes diagnostiziert und den KlÃ¤ger ebenfalls fÃ¼r fÃ¤hig erachtet,
vollschichtig leichte Arbeiten im Wechselrhythmus zu verrichten. Ã�ber die
orthopÃ¤disch bedingten LeistungseinschrÃ¤nkungen hinaus seien auch Akkord,
Schichtarbeit und Arbeiten mit besonderer nervlicher Belastung nicht mehr
zumutbar. Auf einfache, geistig nicht sehr anspruchsvolle TÃ¤tigkeiten kÃ¶nne sich
der KlÃ¤ger noch umstellen. Eine genauere Beurteilung der psychischen Situation
sei aber nur im Wege einer ambulanten Begutachtung mÃ¶glich, zu der der KlÃ¤ger
nach MaÃ�gabe der aktenkundigen Befunde jedenfalls mit einer Begleitperson nach
Deutschland anreisen kÃ¶nne.

Nach AufklÃ¤rung durch den Senat Ã¼ber die Notwendigkeit einer Begutachtung in
Deutschland hat sich der KlÃ¤ger am 5. Mai 2003 einer ambulanten Untersuchung
durch Dr. S. und Dr. K. unterzogen.

Dr. S. hat in seinem Gutachten vom 5. Mai 2003 nunmehr folgende Diagnosen
gestellt:
â�� Rechtsbetonte RÃ¼cken-Beinbeschwerden bei erheblichen Ver-
schleiÃ�schÃ¤den der mittleren und unteren LendenwirbelsÃ¤ule mit
SegmentinstabilitÃ¤t, asymmetrische Anlage des Lenden- wirbelsÃ¤ulen-
KreuzbeinÃ¼berganges, ausgeprÃ¤gte, auf einzelne Wirbel lokalisierte
WirbelkÃ¶rperkantenreaktion.
â�� AusgeprÃ¤gte WirbelkÃ¶rperkantenausziehungen im Sinne eines sog. Morbus
Forestier-Ott sowie ausgeprÃ¤gte Rippenwirbelge- lenksarthrosen rechts.
â�� Initiale VerschleiÃ�zeichen der HÃ¼ftgelenke im Sinne einer beginnenden
aktivierten HÃ¼ftgelenksarthrose beidseits.
â�� Deutliche auÃ�enbetonte Kniegelenksarthrose rechts und nur geringfÃ¼gige
VerschleiÃ�zeichen des linken Kniegelenkes.
â�� Nacken-Schulter-Armsyndrom bei nur mÃ¤Ã�igen VerschleiÃ�zeichen im
Bereich der mittleren/unteren HalswirbelsÃ¤ule.
â�� Initiale VerschleiÃ�zeichen der Fingerend- und -mittelgelenke bei
ausgeprÃ¤gten VerschleiÃ�zeichen der Fingermittelgelenke, der Zeigefinger und
Ringfinger beidseits.
â�� Initiale VerschleiÃ�zeichen im Bereich der Schultereckgelenke beidseits.
â�� Deutliche degenerative VerÃ¤nderungen an den GroÃ�zehengrundgelenken
beidseits mit Zystenbildung und ausgeprÃ¤gter Senk- SpreizfuÃ�ausbildung mit
KnickfuÃ�komponente.
â�� Initiale, gering ausgebildete VerschleiÃ�zeichen im Bereich der Spunggelenke
und der FuÃ�wurzeln sowie rÃ¼ckwÃ¤rtiger Fer- sensporn auf der linken Seite.
â�� Verdacht auf Polyneuropathie.
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â�� Varikose der Beine, linksbetont.

Im Vordergrund stÃ¼nden die erheblich fortgeschrittenen
VerschleiÃ�erscheinungen der LendenwirbelsÃ¤ule, wobei eine gezeigte massiv
eingeschrÃ¤nkte Beweglichkeit und Schmerzhaftigkeit jedoch deutlich
Ã¼berdemonstriert sei. Die Muskulatur sei zwar druckschmerzhaft und etwas
verspannt, jedoch nicht verhÃ¤rtet. Auch eine demonstrierte erhebliche
EinschrÃ¤nkung der Geh- und Stehbelastbarkeit mit der Notwendigkeit,
UnterarmgehstÃ¼tzen zu tragen, sei orthopÃ¤disch nicht erklÃ¤rbar. Die
degenerativen VerÃ¤nderungen von Seiten der HalswirbelsÃ¤ule, der
Schultergelenke, der Sprunggelenke und MittelfÃ¼Ã�e sei altersentsprechend.
Weder hieraus noch aus den Ã¼brigen orthopÃ¤dischen GesundheitsstÃ¶rungen
auÃ�erhalb der WirbelsÃ¤ule ergÃ¤ben sich schwerwiegende funktionelle
StÃ¶rungen. Der KlÃ¤ger sei noch in der Lage, vollschichtig (ergÃ¤nzende
Stellungnahme vom 1. Juli 2003) leichte Arbeiten im Wechselrhythmus ohne
schweres Heben, Tragen oder Bewegen von Lasten, Zwangshaltung, hÃ¤ufiges
BÃ¼cken, Gehen und Steigen auf Leitern und GerÃ¼sten sowie KÃ¤lte und
NÃ¤sseexposition zu verrichten. Ein vergleichbarer Zustand dÃ¼rfte bereits im Juli
1998 vorgelegen haben.

Dr. K. hat in seinem Gutachten vom 6. Mai 2003 eine vÃ¶llig remittierte depressive
Episode ohne aktuelle BehandlungsbedÃ¼rftigkeit diagnostiziert. Eine radikulÃ¤re
Symptomatik im Rahmen der HalswirbelsÃ¤ulen- und
LendenwirbelsÃ¤ulenbeschwerden oder eine Polyneuropathie liege nicht vor. Aus
nervenÃ¤rztlicher Sicht ergebe sich keine zeitliche oder qualitative EinschrÃ¤nkung
der LeistungsfÃ¤higkeit.

Der KlÃ¤ger hat nach Vorlage dieser Gutachten (u.a.) medizinische Unterlagen aus
dem Jahr 2003 vorgelegt, die nach Ansicht der SachverstÃ¤ndigen Dr. S. und Dr. K.
keinen Anlass zu einer Ã�nderung der Leistungsbeurteilung oder einer erneuten
ambulanten Begutachtung geben. Eine bereits vor der Begutachtung in
Deutschland angesprochene erneute Bandscheibenoperation, aus der sich nach
Angaben des SachverstÃ¤ndigen Dr. K. ggf. sozialmedizinische Konsequenzen
ergeben kÃ¶nnten, ist bislang nicht erfolgt (Stellungnahmen Dr. K. vom 8. Oktober
und 12. Dezember 2003, Dr. S. vom 10. Oktober 2003 und 19. Januar 2004).

Der KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�, das Urteil des Sozialgerichts Landshut vom
27. April 2001 und den Bescheid der Beklagten vom 10. November 1998 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 8. Juni 1999 aufzu- heben und die
Beklagte zu verurteilen, ihm aufgrund seines Antrags vom 2. Juli 1998 Rente wegen
verminderter Erwerbs- fÃ¤higkeit zu zahlen.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Der Senat hat die Akten der Beklagten, des Arbeitsamtes (jetzt Agentur fÃ¼r Arbeit)
Heilbronn, der WÃ¼rttembergischen Bau-Berufsgenossenschaft (auszugsweise) und
des SG beigezogen. Zur ErgÃ¤nzung des Tatbestandes wird auf die beigezogenen
Akten und die Berufungsakte Bezug genommen.
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EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht erhobene Berufung ist zulÃ¤ssig (Â§Â§ 143, 144, 151
Sozialgerichtsgesetz â�� SGG -), aber nicht begrÃ¼ndet.

Gegenstand des Verfahrens ist der Bescheid vom 10. November 1998 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 8. Juni 1999, mit dem die Beklagte es abgelehnt
hat, dem KlÃ¤ger aufgrund seines Antrags vom 2. Juli 1998 Rente wegen
verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit zu gewÃ¤hren. Die dagegen erhobene Klage hat
das SG mit Urteil vom 27. April 2001 zu Recht abgewiesen. Der KlÃ¤ger hat keinen
Anspruch auf GewÃ¤hrung einer Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit.

Der Anspruch des KlÃ¤gers richtet sich nach den Vorschriften des Sechsten Buches
Sozialgesetzbuch (SGB VI) und der bis zum 31. Dezember 2000 geltenden Fassung
(a.F.), da er den Rentenantrag vor dem 3. April 2000 gestellt hat und Rente (auch)
fÃ¼r die Zeit vor dem 31. Dezember 2000 begehrt (Â§ 300 Abs.2 SGB VI i.V.m. Â§
26 Abs.3 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch â�� SGB X -). Soweit die Entstehung
eines Rentenanspruchs (erstmals) fÃ¼r die Zeit nach dem 31. Dezember 2000 in
Betracht kommt, richtet sich der Anspruch des KlÃ¤gers nach den Vorschriften des
SGB VI in der ab 1. Januar 2001 geltenden Fassung (n.F.).

Nach Â§ 43 SGB VI (a.F.) haben Versicherte bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres
Anspruch auf Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit, wenn sie 1. berufsunfÃ¤hig sind, 2.
in den letzten fÃ¼nf Jahren vor Eintritt der BerufsunfÃ¤ higkeit drei Jahre
PflichtbeitrÃ¤ge fÃ¼r eine versicherte BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit haben und 3.
vor Eintritt der BerufsunfÃ¤higkeit die allgemeine Warte zeit erfÃ¼llt haben.

Diese Voraussetzungen sind beim KlÃ¤ger nicht erfÃ¼llt. Zwar hat er die allgemeine
Wartezeit (Â§Â§ 50 Abs.1 Satz 1, 51 Abs.1 SGB VI) erfÃ¼llt. Beim KlÃ¤ger liegt
jedoch keine Berufs- oder ErwerbsunfÃ¤higkeit vor.

BerufsunfÃ¤hig sind Versicherte, deren ErwerbsfÃ¤higkeit wegen Krankheit oder
Behinderung auf weniger als die HÃ¤lfte derjenigen von kÃ¶rperlich, geistig und
seelisch gesunden Versicherten mit Ã¤hnlicher Ausbildung und gleichwertigen
Kenntnissen und FÃ¤higkeiten gesunken ist. Der Kreis der TÃ¤tigkeiten, nach denen
die ErwerbsfÃ¤higkeit von Versicherten zu beurteilen ist, umfasst alle TÃ¤tigkeiten,
die ihren KrÃ¤ften und FÃ¤higkeiten entsprechen und ihnen unter
BerÃ¼cksichtigung der Dauer und des Umfangs ihrer Ausbildung sowie ihres
bisherigen Berufs und der besonderen Anforderungen ihrer bisherigen
BerufstÃ¤tigkeit zugemutet werden kÃ¶nnen. Zumutbar ist stets eine TÃ¤tigkeit,
fÃ¼r die die Versicherten durch Leistungen zur beruflichen Rehabilitation mit Erfolg
ausgebildet oder umgeschult worden sind. BerufsunfÃ¤hig ist nicht, wer eine
zumutbare TÃ¤tigkeit vollschichtig ausÃ¼ben kann; dabei ist die jeweilige
Arbeitsmarktlage nicht zu berÃ¼cksichtigen (Â§ 43 Abs.2 SGB VI a.F.).

Ausgangspunkt fÃ¼r die PrÃ¼fung von BerufsunfÃ¤higkeit ist nach der stÃ¤ndigen
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) der "bisherige Beruf", den der
Versicherte ausgeÃ¼bt hat. Kann ein Versicherter seinen bisherigen Beruf nicht
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mehr ausÃ¼ben, liegt BerufsunfÃ¤higkeit aber nur dann vor, wenn es nicht
zumindest eine andere berufliche TÃ¤tigkeit gibt, die sozial zumutbar und fÃ¼r ihn
sowohl gesundheitlich als auch fachlich geeignet ist. Die soziale Zumutbarkeit einer
VerweisungstÃ¤tigkeit richtet sich nach der Wertigkeit des bisherigen Berufes. Zur
Erleichterung dieser Beurteilung hat die Rechtsprechung des BSG die Berufe der
Versicherten ausgehend von der Bedeutung, die Dauer und Umfang der Ausbildung
fÃ¼r die QualitÃ¤t eines Berufes haben, in Gruppen eingeteilt, die durch die
Leitberufe des Vorarbeiters mit Vorgesetztenfunktion bzw. des besonders hoch
qualifizierten Facharbeiters, des Facharbeiters (anerkannter Ausbildungsberuf mit
einer Ausbildungszeit von mehr als zwei Jahren), des angelernten Arbeiters
(sonstiger Ausbildungsberuf mit einer Regelausbildungszeit von drei Monaten bis zu
zwei Jahren) und des ungelernten Arbeiters charakterisiert werden (vgl. BSG SozR
2200 Â§ 1246 Nrn. 132, 138, 140). Die Einordnung eines Berufs in dieses
Mehrstufenschema erfolgt nicht ausschlieÃ�lich nach der Dauer der absolvierten,
fÃ¶rmlichen Berufsausbildung. Ausschlaggebend ist vielmehr allein die QualitÃ¤t
der verrichteten Arbeit, d.h. der aus einer Mehrzahl von Faktoren zu ermittelnde
Wert der Arbeit fÃ¼r den Betrieb. Es kommt auf das Gesamtbild an, wie es durch
die in Â§ 43 Abs.2 Satz 2 SGB VI a.F. am Ende genannten Merkmale (Dauer und
Umfang der Ausbildung sowie des bisherigen Berufs und besondere Anforderungen
der bisherigen BerufstÃ¤tigkeit) umschrieben wird (vgl. BSG SozR 3-2200 Â§ 1246
Nrn. 27, 33).

MaÃ�gebend fÃ¼r die Bestimmung des bisherigen Berufs des Versicherten sind nur
die in der deutschen Rentenversicherung versicherungspflichtig ausgeÃ¼bten
BeschÃ¤ftigungen oder TÃ¤tigkeiten (BSGE 50, 165), sofern nicht ein
zwischenstaatliches Abkommen oder Ã¼berstaatliches Recht (insbesondere das
europÃ¤ische koordinierende Sozialrecht, vgl. BSGE 64, 85) im Einzelfall die
BerÃ¼cksichtigung einer im Abkommens- bzw. Mitgliedsstaat ausgeÃ¼bten
BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit vorsieht. Das im VerhÃ¤ltnis zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Bosnien-Herzegowina weiterhin
anwendbare (BGBl. II 1992 S. 1196) deutsch-jugoslawische Abkommen Ã¼ber
Soziale Sicherheit vom 12. Oktober 1968 (BGBl. II 1969 S.1438) in der Fassung des
Ã�nderungsabkommens vom 30. September 1974 (BGBl. II 1975 S.390) enthÃ¤lt
hierzu keine Regelungen.

GrundsÃ¤tzlich darf der Versicherte im Vergleich zu seinem bisherigen Beruf auf die
nÃ¤chstniedrigere Gruppe verwiesen werden (vgl. BSG SozR 3-2200 Â§ 1246 Nr.5).

Gemessen an den vom BSG aufgestellten Kriterien ist der KlÃ¤ger allenfalls der
Gruppe der einfach angelernten Arbeiter (Anlernzeit von drei bis zwÃ¶lf Monaten)
zuzuordnen. Er war in Deutschland nach Angaben seiner hiesigen Arbeitgeber
zunÃ¤chst vom Januar 1992 bis MÃ¤rz 1993 als Hilfskraft in der Industrie-Elektrik
und von Mai 1993 bis Februar 1997 als ungelernter Malerhelfer
versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt. Anhaltspunkte fÃ¼r eine qualifiziertere
TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers in Deutschland liegen nicht vor. Als einfach angelernter
Arbeiter ist der KlÃ¤ger auch auf ungelernte Arbeiten des allgemeinen
Arbeitsmarktes verweisbar.
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Er ist auch noch in der Lage, auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt vollschichtig leichte
Arbeiten mit einigen qualitativen LeistungseinschrÃ¤nkungen zu verrichten. Dies
ergibt sich aus der umfangreichen Begutachtung des KlÃ¤gers im Verwaltungs- und
Gerichtsverfahren. Die Gutachter Dr. L. und Dr. E. stellten im September und
Oktober 1998 beim KlÃ¤ger noch ein vollschichtiges LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r
leichte bis mittelschwere kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten fest. Die vom Sozialgericht
beauftragten SachverstÃ¤ndigen Dr. S. , Dr. S. und Dr. Z. gaben in ihren Gutachten
vom 25. April 2001 ein vollschichtiges LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r zumindest leichte
Arbeiten an. Zu demselben Ergebnis kommen die vom Senat beauftragten
SachverstÃ¤ndigen Dr. S. und Dr. K. sowohl in ihren Aktenlagegutachten vom 4.
November 2002 und 10. Januar 2003 als auch in ihren nach ambulanter
Untersuchung des KlÃ¤gers gefertigten Gutachten vom 5. und 6. Mai 2003. Im
Vordergrund der Beschwerden standen bei allen Begutachtungen die fÃ¼r die
EinschrÃ¤nkung des LeistungsvermÃ¶gens auf leichte Arbeiten maÃ�gebenden
erheblichen VerschleiÃ�schÃ¤den der LendenwirbelsÃ¤ule, die entgegen der
Ansicht des KlÃ¤gers nach MaÃ�gabe der orthopÃ¤dischen Gutachten nicht auf den
Arbeitsunfall vom 10. Februar 1997 zurÃ¼ckzufÃ¼hren sind. Auch sonst fanden
sich keine Anhaltspunkte fÃ¼r funktionsbeeintrÃ¤chtigende Unfallfolgen. Die
erlittene Serienrippenfraktur ist folgenlos ausgeheilt. FÃ¼r einen
Ursachenzusammenhang zwischen der damals erlittenen Knieprellung und heutigen
Kniegelenksbeschwerden aufgrund bestehender Kniegelenksarthrose und
VerschleiÃ�zeichen des linken Kniegelenkes bestehen keine Anhaltspunkte. Die
weiteren orthopÃ¤dischen GesundheitsstÃ¶rungen sind nicht so ausgeprÃ¤gt, dass
sie zu einer zeitlichen Begrenzung des LeistungsvermÃ¶gens fÃ¼hren wÃ¼rden. Es
ergeben sich hieraus â�� wie zuletzt Dr. S. eingehend ausfÃ¼hrt â�� lediglich
qualitative LeistungseinschrÃ¤nkungen. FÃ¼r eine wesentliche EinschrÃ¤nkung der
GehfÃ¤higkeit fanden sich bei den Untersuchungen durch Dr. L. , Dr. S. und Dr. S.
keine objektiven Anhaltspunkte.

Auch die nervenÃ¤rztlichen Untersuchungen im April 2001 und Mai 2003 ergeben
keine Hinweise auf dauerhafte neurologische BeeintrÃ¤chtigungen. Vom KlÃ¤ger
wiederholt und in wechselnder Weise angegebene Schmerz- und Missempfindungen
waren bei der klinischen Untersuchung nicht zu verifizieren. Sowohl Dr. S. als auch
Dr. K. fanden keine aktuellen neurologischen BeeintrÃ¤chtigungen. In psychischer
Hinsicht ist die noch von Dr. S. diagnostizierte leichtgradige depressive StÃ¶rung
zwischenzeitlich vÃ¶llig abgeklungen. Bei der Untersuchung durch Dr. K. ergab sich
ein unauffÃ¤lliger psychiatrischer Befund. Der KlÃ¤ger selbst hat angegeben, er
befinde sich zwar in psychiatrischer Behandlung, erhalte jedoch keine
Psychopharmaka, was ebenfalls gegen eine belangvolle psychiatrische
GesundheitsstÃ¶rung spricht. Hinsichtlich des von Dr. Z. im April 2001
diagnostizierten medikamenteninduzierten Magen- und
ZwÃ¶lffingerdarmgeschwÃ¼rs bedarf es keiner erneuten Begutachtung, da sich
diesbezÃ¼glich in den Beschwerdeangaben des KlÃ¤gers und den Ã¼bersandten
medizinischen Unterlagen keine Anhaltspunkte fÃ¼r eine wesentliche
Verschlechterung finden. Die Unterlagen enthalten auch keine Hinweise auf weitere,
von den SachverstÃ¤ndigen bisher unberÃ¼cksichtigte GesundheitsstÃ¶rungen, die
fÃ¼r das LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers von Bedeutung sein kÃ¶nnten.
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Die im Rahmen der wiederholten Begutachtungen erhobenen Befunde zeigen, dass
sich der Gesundheitszustand des KlÃ¤gers auf orthopÃ¤dischem Gebiet hinsichtlich
zwischenzeitlich aufgetretener VerschleiÃ�zeichen an den HÃ¼ft- und
Kniegelenken, der HalswirbelsÃ¤ule, der Schultereckgelenke, der Fingerend- und
-mittelgelenke sowie der GroÃ�zehengrundgelenke verschlechtert hat. Nach den
ausfÃ¼hrlichen und Ã¼berzeugenden Darlegungen des SachverstÃ¤ndigen Dr. S.
handelt es sich dabei jedoch bislang um leichte, lediglich an den
Fingermittelgelenken der Zeigefinger und Ringfinger um ausgeprÃ¤gtere
VerschleiÃ�zeichen, die auf das zeitliche LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers keinen
Einfluss haben. Auch die Fingerfertigkeit und das GehvermÃ¶gen des KlÃ¤gers
werden hierdurch nicht wesentlich eingeschrÃ¤nkt. Anhaltspunkte fÃ¼r eine
EinschrÃ¤nkung der Anpassungs- und UmstellungsfÃ¤higkeit finden sich in den
nervenÃ¤rztlichen Gutachten nicht.

Der Senat schlieÃ�t sich der von Dr. S. und Dr. K. unter BerÃ¼cksichtigung der
umfangreichen Vorgutachten und medizinischen Unterlagen nach eigener
Untersuchung des KlÃ¤gers Ã¼berzeugend, schlÃ¼ssig und widerspruchsfrei
getroffenen Leistungsbeurteilung an.

Bei vollschichtiger LeistungsfÃ¤higkeit fÃ¼r leichte Arbeiten ist der KlÃ¤ger ohne
Benennung einer konkreten VerweisungstÃ¤tigkeit auf den allgemeinen
Arbeitsmarkt verweisbar. Eine schwere spezifische Leistungsbehinderung oder eine
Summierung ungewÃ¶hnlicher LeistungseinschrÃ¤nkungen, die ausnahmsweise die
Benennung einer konkreten VerweisungstÃ¤tigkeit erforderlich machen wÃ¼rde
(vgl. BSGE 80, 24), liegt nicht vor. FÃ¼r ungelernte TÃ¤tigkeiten typische
Verrichtungen wie das Zureichen, Abnehmen, Sortieren, Verpacken oder Montieren
sind dem weder hinsichtlich der Konzentrations- und UmstellungsfÃ¤higkeit noch
der Feinmotorik wesentlich eingeschrÃ¤nkten KlÃ¤ger ohne weiteres mÃ¶glich.
FÃ¼r eine vom KlÃ¤ger wiederholt behauptete und bei den Untersuchungen in
Deutschland demonstrierte Gangunsicherheit und WegstreckenbeschrÃ¤nkung
fanden sich weder orthopÃ¤disch noch neurologisch oder psychiatrisch objektive
Anhaltspunkte. Auffallend ist vielmehr die wechselhafte Darstellung des
GehvermÃ¶gens seitens des KlÃ¤gers, der beispielsweise am 5. Mai 2003 bei der
Untersuchung durch Dr. S. ohne UnterarmgehstÃ¼tzen nur eine langsame,
rechtshumpelnde Gehweise demonstrierte, Zehen- und Hakengang sowie
Einbeinstand nicht durchfÃ¼hrte und eine Kniebeuge aus Angst vor einem
Schwindelanfall mit Sturz ablehnte, wÃ¤hrend er bei der Untersuchung durch Dr. K.
am selben Tage ohne UnterarmgehstÃ¼tzen ein unauffÃ¤lliges Gangbild bot,
Fersen- und Zehenstand durchfÃ¼hrte und eine tiefe Kniehocke unter Hinweis auf
zu erwartende RÃ¼ckenschmerzen, nicht aber wegen Schwindels und Sturzgefahr,
verweigerte.

Ist der KlÃ¤ger nicht berufsunfÃ¤hig nach Â§ 43 Abs.2 SGB VI a.F., so liegt auch
keine ErwerbsunfÃ¤higkeit nach Â§ 44 SGB VI a.F. (vgl. BSG Urteil vom 5. April 2001
â�� B 13 RJ 61/00 R -) oder (teilweise) Erwerbsminderung (bei BerufsunfÃ¤higkeit)
nach Â§Â§ 43, 240 SGB VI n.F., die ein unter sechsstÃ¼ndiges LeistungsvermÃ¶gen
voraussetzen, vor.
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https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/43.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/240.html


 

Bei dieser Sachlage kann dahinstehen, ob der KlÃ¤ger nach seiner Ausreise Ende
November 1998 in Bosnien-Herzegowina zwischen Dezember 1998 und dem Beginn
des dortigen Rentenbezuges im Dezember 2001 noch anrechenbare
Versicherungszeiten zurÃ¼ckgelegt hat und bis zu welchem Zeitpunkt die
versicherungsrechtlichen Voraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung einer Rente
wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit oder Erwerbsminderung (Â§Â§ 43 Abs.1 Nr.2
, 44 Abs.1 Nr.2 SGB VI a.F. i.V.m. Â§Â§ 240, 241 SGB VI a.F. bzw. Â§Â§ 240, 43 Abs.1
Satz 1 Nr.2 SGB VI n.F. i.V.m. Â§ 241 Abs. 2 SGB VI n.F.) noch erfÃ¼llt wÃ¤ren.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde, die Revision zuzulassen (Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 und 2 SGG), liegen nicht vor.

Erstellt am: 17.06.2004

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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